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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. FILZWIESER als Einzelrichter Uber die Beschwerde von XXXX,
geboren am XXXX , Staatsangehérigkeit Indien, vertreten durch die Osterreichische Fliichtlings- und Migrantinnenhilfe,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 15.12.2017, Zahl 1096383007-151851672, zu
Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal § 3 Abs 1,8 8 Abs 1 AsylG 2005, 8 57 AsylG 2005, § 10 Abs 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG,
8§ 52 Abs 2 Z 2 FPG, § 52 Abs 9 FPG, § 46 FPG sowie § 55 FPG als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

|. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer, ein Staatsangehdriger von Indien, Angehdriger der Volksgruppe der XXXX und der Religion
der Sikhs zugehdrig, stellte am 23.11.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz im Bundesgebiet.
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Im Zuge der niederschriftlichen Erstbefragung an dem darauffolgenden Tag brachte der Beschwerdeflhrer zu den
Griinden fur das Verlassen des Heimatlandes befragt vor, Streit mit einem Mann aus seinem Dorf gehabt zu haben.
Grund hierfirr sei gewesen, dass dieser eine andere politische Partei unterstitzt habe als der Beschwerdefihrer. Auch
sei der Beschwerdefihrer bei Demonstrationen in Folge eines Vorfalls vor einigen Monaten, bei dem das Heilige Buch
der Sikhs auf der Stral3e zerrissen worden sei, dabei gewesen. Hierbei sei er von jenem Mann, mit dem er Streit gehabt
habe, attackiert und schwer verletzt worden. Spater hatten diese Attacken auch die Familie des Beschwerdefiihrers
betroffen und seien alle Familienmitglieder verletzt worden. Als der Mann sie dann schlief3lich mit dem Tod bedroht
habe, hatten der Beschwerdeflhrer und seine Familie beschlossen, dass er das Land verlassen solle.

2. Nach Verfahrenszulassung wurde der Beschwerdefiihrer am 21.11.2017 vor dem Bundesamt fiir Fremdenwesen

und Asyl niederschriftlich einvernommen.

Er brachte zunachst auf seinen Gesundheitszustand angesprochen vor, gesund zu sein und nicht in arztlicher
Behandlung zu stehen.

Zu seinen bisherigen Aufenthaltsorten befragt, gab der Beschwerdefuhrer an, sein gesamtes bisheriges Leben in XXXX
verbracht zu haben. Seine Mutter und sein Vater wiirden nach wie vor in einer Wohnung in XXXX , die der Familie des
Beschwerdeflihrers gehore, leben. Weiter zu seinen Lebensverhaltnissen im Heimatland befragt, fuhrte der
Beschwerdefiihrer aus, sein Vater habe auf einer Baustelle gearbeitet und seine Mutter sei Hausfrau. Der
Beschwerdeflihrer habe dartber hinaus einen Bruder, der ungefdhr 15 km vom Heimatdorf entfernt lebe. Einige
weitere Verwandte seien in XXXX und einige in XXXX aufhaltig. Der Beschwerdeflhrer brachte auf die Frage, ob er noch
in Kontakt zu seiner Familie stehe, vor, regelmaRigen telefonischen Kontakt zu ihnen zu haben. Er habe ein sehr gutes

Verhaltnis zu seiner Familie.

Naher zu seinem Privatleben befragt, verneinte der Beschwerdefihrer die Frage, ob er verheiratet sei und Kinder
habe. Er befande sich in Osterreich auch mit niemandem in einer Lebensgemeinschaft.

Auf seine Ausbildung angesprochen, gab der Beschwerdeflihrer zu Protokoll, zehn Jahre lang die Grundschule und
anschlieBend flr zwei Jahre ein College besucht zu haben. Er habe maturiert und anschlieBend in einer Fabrik als
Hilfsarbeiter gearbeitet.

Nachgefragt, wann konkret er Indien verlassen habe, fuhrte der Beschwerdefiihrer aus, im Jahr 2015 legal mit dem
Flugzeug nach Moskau geflogen zu sein. Er wisse nicht mehr, in welchem Monat er ausgereist sei. Nach Osterreich sei
er im September 2015 gekommen. Der Beschwerdefiihrer sei im Zuge der Ausreise von indischen Beamten kontrolliert
worden, der Reisepass sei ihm vom Schlepper weggenommen worden. Abgesehen davon habe er keine Dokumente
besessen. Auf neuerliche Nachfragen, wann er beschlossen habe, Indien zu verlassen, brachte der Beschwerdefiihrer

vor, dies nicht zu wissen.
In Osterreich habe er keine Familienangehdérigen.

Dazu aufgefordert, die Grinde flr das Verlassen des Heimatlandes zu schildern, gab der Beschwerdefiihrer an, dass es
eine Demonstration betreffend eine Auseinandersetzung zwischen der Akali Dal und der Kongresspartei gegeben
habe. Der Beschwerdefilhrer sei von einem Mitglied der Kongresspartei geschlagen worden und habe dieser
anschlieBend auch versucht, die Eltern des Beschwerdefuhrers zu attackieren. Sie hatten dann eine Anzeige bei der
Polizei erstattet, jedoch hatte diese seine Eltern attackieren wollen, woraufhin die Eltern des Beschwerdefihrers dann
sehr schnell seinen Reisepass hatten ausstellen lassen und Kontakt zu einem Schlepper aufgenommen hatten. Konkret
sei der Beschwerdeflhrer von der gegnerischen Partei mit dem Tod bedroht worden, weshalb seine Eltern Angst

gehabt und ihn auch schlie3lich ins Ausland geschickt hatten.

Damit konfrontiert, dass die Angaben des Beschwerdefliihrers vage und unkonkret seien und dazu aufgefordert,
Einzelheiten zu nennen, gab der Beschwerdefuhrer an, sich nicht genau erinnern zu kénnen.

Auf nochmalige Aufforderung konkretere Angaben zu machen, gab der Beschwerdefihrer schlieBlich an, es sei im
August 2015 zur Mittagszeit gewesen, als die Partei angefangen habe, zu streiten. Die Frage, ob er nicht mehr angeben
kénne, verneinte der Beschwerdefuhrer.

Dazu aufgefordert, von den Handgreiflichkeiten zu erzahlen, fuhrte der Beschwerdefihrer aus, dass es einen Streit
gegeben habe, im Zuge dessen sie sich gegenseitig geschlagen hatten. Der Beschwerdeflhrer sei am Kopf getroffen

worden und hatten ihn seine Eltern anschlielend ins Krankenhaus gebracht. In der Folge seien die Eltern des



Beschwerdefiihrers bedroht worden und sei diesen gesagt worden, dass der Beschwerdefihrer umgebracht werden
solle. Daraufhin hatten die Eltern des Beschwerdefiihrers einen Schlepper gesucht.

Nachgefragt, wie sich die Vorfalle gestaltet hatten, gab der Beschwerdeflhrer an, dass dies im August 2015 gewesen
sei. Sie hatten Holzstangen gehabt und hatten mit der Faust geschlagen. Die Mitglieder der Kongresspartei seien sehr
bése auf die Akali Dal Partei gewesen. Begonnen hatten die Vorflle im Juli 2015. Uber weiteres Befragen flihrte der
Beschwerdefihrer dann aus, dass es Wahlen gegeben habe und anlasslich derer eine Demonstration. Der
Beschwerdefihrer habe sich an den Demonstrationen beteiligt, habe jedoch keine politische Funktion gehabt. Er habe

fur die Akali Dal Partei gestimmt und geschrieben, dass die Leute fiir die Akali Dal Partei stimmen sollen.

Uber Aufforderung konkrete Angaben zur Akali Dal Partei zu machen, gab der Beschwerdefiihrer an, dass diese 2014
gegrundet worden sei und der Fihrer XXXX heiRe. Mehr wisse er nicht. Auch das Logo kenne er nicht. Die Akali Dal
Partei habe eine eigene Zeichnung fir die Wahl, das sei eine Waage, die Kongresspartei habe eine Handzeichnung.

Nachgefragt, was der Beschwerdeflhrer Uber die Kongresspartei angeben kdnne, fuhrte er aus, dass diese ebenfalls
auf die StraRRe gehen wirde um neue Mitglieder zu werben. Sie wirden dasselbe machen wie die Akali Dal Partei. Die
Kongresspartei wolle gewinnen. Sie hatten ein neues Punjab griinden wollen und ihr Ziel sei es gewesen, dass es den

Leuten besser gehe. Die Frage, ob er nicht mehr angeben kénne, verneinte der Beschwerdefuhrer.

Uber weiteres Befragen brachte der Beschwerdefiihrer vor, dass die letzte Wahl im Jahr 2014 stattgefunden habe.
Diese wirden alle funf Jahre erfolgen.

Mit seinen Eltern habe er zuletzt am Sonntag gesprochen, ihnen gehe es gut. Das Mitglied, das den Beschwerdefihrer
geschlagen habe, habe auch seine Eltern bedroht und diesen mitgeteilt, dass sie ihn umbringen wirden. Anzeige habe
er nicht erstattet, weil es ihm dann nicht moglich gewesen ware, ins Ausland zu reisen. Auf Vorhalt, dass der
Beschwerdefiihrer zuvor andere Angaben gemacht habe, gab er an, Anzeige bei der Polizei gegen ein Mitglied der
Kongresspartei erstattet zu haben, welches ihn geschlagen habe. Weil diese Person die Polizei bestochen habe, sei die
Anzeige des Beschwerdefiihrers jedoch vernichtet worden. Die Anzeige befinde sich in Indien und kdnne sie der
Beschwerdefiihrer sich nicht besorgen.

Die Frage, ob er sich auch einen Anwalt genommen habe, bejahte der Beschwerdefiihrer. Dieser habe ihn jedoch auch

bedroht, weil er von den Gegnern Geld bekommen habe.

Im Falle einer Ruckkehr nach Indien wirde der Beschwerdefuhrer von seinen Feinden umgebracht werden, weil er die
Akali Dal Partei wahle.

Zu seinen derzeitigen Lebensverhdltnissen in Osterreich befragt, gab der Beschwerdefiihrer an, Zeitungen zu verteilen.
Er habe nur indische Freunde und verbringe seine Freizeit zu Hause. Die Frage, ob er sich integriert flhle, verneinte
der Beschwerdefiihrer. Er habe in Osterreich noch keinen Deutschkurs besucht und nehme auch nicht auf andere

Weise am sozialen oder kulturellen Leben in Osterreich teil.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 15.12.2017 wurde der Antrag auf internationalen Schutz des
Beschwerdefihrers vom 23.11.2015 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal 8 3 Abs 1
iVm 8 2 Abs 1 Z 13 AsylG abgewiesen (Spruchpunkt I.), diesem gemal3 § 8 Abs 1iVm§ 2 Abs 1 Z 13 AsylG der Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Indien nicht zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und dem
Beschwerdefihrer ein Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswurdigen Grinden gemal3 8 57 nicht erteilt (Spruchpunkt
IIl.). GemaR § 10 Abs 1 Z 3 AsylG iVm§ 9 BFA-VG wurde gegen den Beschwerdefuhrer eine Ruckkehrentscheidung
gemalR 8§ 52 Abs 2 Z 2 FPG 2005 erlassen (Spruchpunkt IV.) und gemalR8 52 Abs 9 FPG festgestellt, dass eine
Abschiebung gemall 8 46 FPG nach Indien zuldssig ist (Spruchpunkt V.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise wurde
gemal’ 8 55 Abs 1 bis 3 FPG mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VL.).

In der Bescheidbegrindung traf die belangte Behorde die folgenden Feststellungen zur Lage in Indien:
"Politische Lage

Indien ist mit Gber 1,2 Milliarden Menschen und einer multireligiésen und multiethnischen Gesellschaft die
bevolkerungsreichste Demokratie der Welt (CIA Factbook 12.12.2016; vgl. auch: AA 16.8.2016, BBC 27.9.2016). Die -
auch sprachliche - Vielfalt Indiens wird auch in seinem foderalen politischen System reflektiert, in welchem die Macht
von der Zentralregierung und den Bundesstaaten geteilt wird (BBC 27.9.2016). Die Zentralregierung hat deutlich
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groRere Kompetenzen als die Regierungen der Bundesstaaten (AA 9.2016a). Im Einklang mit der Verfassung haben die
Bundesstaaten und Unionsterritorien ein hohes MaR an Autonomie und tragen die Hauptverantwortung fur Recht und
Ordnung (USDOS 13.4.2016). Die Hauptstadt New Delhi hat einen besonderen Rechtsstatus (AA 9.2016a).

Die Gewaltenteilung zwischen Parlament und Regierung entspricht britischem Muster (AA 16.8.2016), der Grundsatz
der Gewaltenteilung von Legislative, Exekutive und Judikative ist durchgesetzt (AA 9.2016a). Die Unabhangigkeit der
Gerichtsbarkeit, die Uber einen dreistufigen Instanzenzug verfugt, ist verfassungsmaRig garantiert (AA 16.8.2016). Das
oberste Gericht in New Delhi steht an der Spitze der Judikative (GIZ 11.2016). Die Entscheidungen der staatlichen
Verwaltung (Burokratie, Militar, Polizei) unterliegen Gberdies der Kontrolle durch die freie Presse des Landes, die nicht
nur in den landesweiten Amtssprachen Hindi und Englisch, sondern auch in vielen der Regionalsprachen publiziert

wird. Indien hat zudem eine lebendige Zivilgesellschaft (AA 9.2016a).

Indien ist eine parlamentarische Demokratie und verfigt Uber ein Mehrparteiensystem und ein
Zweikammerparlament (USDOS 13.4.2016). Die Legislative besteht aus einer Volkskammer (Lok Sabha) und einer
Staatenkammer (Rajya Sabha). Daruber hinaus gibt es Parlamente auf Bundesstaatsebene (AA 16.8.2016).

Der Prasident ist das Staatsoberhaupt und wird von einem Wahlausschuss gewahlt, wahrend der Premierminister
Leiter der Regierung ist (USDOS 13.4.2016). Das Prasidentenamt bringt vor allem reprasentative Aufgaben mit sich, im
Krisenfall verfiigt der Prasident aber Uber weitreichende Befugnisse. Seit Juli 2012 ist Prasident Pranab Kumar
Mukherjee indisches Staatsoberhaupt (AA 9.2016a). Das wichtigste Amt innerhalb der Exekutive bekleidet aber der
Premierminister (GIZ 11.2016).

Wahlen zum Unterhaus finden nach einfachem Mehrheitswahlrecht ("first-past-the-post") alle finf Jahre statt, zuletzt
im April/Mai 2014 mit knapp 830 Millionen Wahlberechtigten (AA 16.8.2016). Dabei standen sich drei grol3e
Parteienblindnisse gegenuber: Die United Progressive Alliance (UPA) unter Fihrung der Kongresspartei, die National
Democratic Alliance (NDA) unter Fihrung der Bharatiya Janata Party (BJP - Indische Volkspartei) und die so genannte
Dritte Front, die aus elf Regional- und Linksparteien besteht sowie die aus einem Teil der India-Against-Corruption-
Bewegung hervorgegangene Aam Aadmi Party (AAP) (GIZ 11.2016; vgl. auch: FAZ 16.5.2014). Abgesehen von kleineren
Stérungen, verliefen die Wahlen korrekt und frei (AA 16.8.2016).

Als deutlicher Sieger mit 336 von 543 Sitzen l6ste das Parteienblndnis NDA (AA 16.8.2016), mit der hindu-
nationalistischen BJP (AA 9.2016a) als starkster Partei (282 Sitze), den Kongress an der Regierung ab (AA 16.8.2016). Die
seit 2004 regierende Kongress-gefihrte Koalition unter Manmohan Singh erlitt hingegen groRRe Verluste, womit Sonia

Gandhi und Sohn Rahul nun auf die Oppositionsbank riicken (Eurasisches Magazin 24.5.2014; vgl. auch:

FAZ 16.5.2014, GIZ 11.2016). Die AAP, die 2013 bei der Wahl in Delhi 28 von 70 Sitzen erringen konnte, errang
landesweit nun nur vier Sitze (GIZ 11.2016; vgl. auch: FAZ 16.5.2014). Der BJP Spitzenkandidat, der bisherige
Ministerprasident von Gujarat, Narendra Modi, wurde zum Premierminister gewahlt (AA 16.8.2016) und steht seit
16.5.2014 (GIZ 11.2016) einem 65-kdpfigen Kabinett vor (AA 16.8.2016).

Die seit 2014 im Amt befindliche neue Regierung will nicht nur den marktwirtschaftlichen Kurs fortsetzen, sondern ihn
noch intensivieren, indem burokratische Hemmnisse beseitigt und der Protektionismus verringert werden soll.

Auslandische Investoren sollen verstarkt aktiv werden (GIZ 12.2016).

Unter Premierminister Modi betreibt Indien eine aktivere AuBenpolitik als zuvor. Die frihere Strategie der
"strategischen Autonomie" wird zunehmend durch eine Politik "multipler Partnerschaften" mit allen wichtigen Landern
in der Welt Uberlagert. Wichtigstes Ziel der indischen AuRenpolitik ist die Schaffung eines friedlichen und stabilen
globalen Umfelds fir die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und die Profilierung als aufstrebende Grolimacht (AA
9.2016b). Ein standiger Sitz im VN-Sicherheitsrat ist dabei weiterhin ein strategisches Ziel (GIZ 12.2016). Gleichzeitig
strebt Indien eine starkere regionale Verflechtung mit seinen Nachbarn an. Indien ist Dialogpartner der
sUdostasiatischen Staatengemeinschaft (Association of Southeast Asian Nations - ASEAN) und Mitglied im "ASEAN
Regional Forum" (ARF). Auch bilateral hat Indien in den letzten Monaten seine Initiativen in den Nachbarlandern
verstarkt. Uberdies nimmt Indien am East Asia Summit und seit 2007 auch am Asia-Europe Meeting (ASEM) teil. In der
BRICS-Staatengruppe (Brasilien, Russland, Indien, China, Stdafrika) hat Indien im Februar 2016 von Russland den
diesjahrigen Vorsitz Ubernommen. Bei ihrem Treffen in Ufa im Juli 2015 beschloss die Shanghai Cooperation
Organisation (SCO), Indien und Pakistan nach Abschluss der Beitrittsprozeduren als Vollmitglieder aufzunehmen (AA
9.2016b).



Die Beziehungen zum gleichfalls nuklear gerlsteten Nachbarn Pakistan haben sich jlingst erneut zugespitzt. In den
Jahrzehnten seit der Unabhangigkeit haben sich wiederholt Phasen des Dialogs und der Spannungen bis hin zur
kriegerischen Auseinandersetzung abgeldst.

GroRtes Hindernis fiir eine Verbesserung der Beziehungen ist weiterhin das Kaschmirproblem (AA 9.2016b).

Indien ist durch das Nuklearabkommen mit den USA ein Durchbruch gelungen. Obwohl es sich bis heute weigert, dem
Atomwaffensperrvertrag beizutreten, bedeutet das Abkommen Zugang zu Nukleartechnologie. Ebenfalls positiv hat
sich das Verhaltnis Indiens zu China entwickelt. Zwar sind die strittigen Grenzfragen noch nicht geklart, aber es wurden
vertrauensbildende Malinahmen vereinbart, um zumindest in dieser Frage keinen Konflikt mehr herauf zu
beschworen. Auch ist man an einer weiteren Steigerung des bilateralen Handels interessiert, der sich binnen eines
Jahrzehnts mehr als verzehnfacht hat (GIZ 12.2016).

Die Beziehungen zu Bangladesch sind von besonderer Natur, teilen die beiden Staaten doch eine Uber 4.000 km lange
Grenze, kontrolliert Indien die Oberldufe der wichtigsten Flisse Bangladeschs, und war Indien maRgeblich an der
Entstehung Bangladeschs beteiligt. Schwierige Fragen wie Transit, Grenzverlauf, ungeregelter Grenzubertritt und
Migration, Wasserverteilung und Schmuggel werden in regelmafigen Regierungsgesprachen erortert. Die Beziehungen
des Landes zur EU sind vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht von besonderer Bedeutung. Die EU ist der groRte
Handels- und Investitionspartner Indiens. Der Warenhandel in beide Richtungen hat sich faktisch stetig ausgeweitet
(GIZ 12.2016).
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Sicherheitslage

Indien ist reich an Spannungen entlang von Ethnien, Religionen, Kasten und auch Lebensperspektiven. Widerspruche,
Gegensatze oder Konflikte entladen sich in den gesellschaftlichen Arenen und werden von der Politik aufgegriffen,
verarbeitet und teilweise instrumentalisiert (GIZ 11.2016). Blutige Terroranschlage haben in den vergangenen Jahren in
Indiens Millionen-Metropolen wiederholt Todesopfer gefordert (Eurasisches Magazin 24.5.2014). Die Spannungen im
Nordosten des Landes gehen genauso weiter wie die Auseinandersetzung mit den Naxaliten (GIZ 11.2016). Das
staatliche Gewaltmonopol wird gebietsweise von den Aktivitaten der "Naxaliten" in Frage gestellt (AA 16.8.2016).

Terroristische Anschlage in den vergangenen Jahren (Dezember 2010 in Varanasi, Juli 2011

Mumbai, September 2011 New Delhi und Agra, April 2013 in Bangalore, Mai 2014 Chennai und Dezember 2014
Bangalore) und insbesondere die Anschlage in Mumbai im November 2008 haben die Regierung unter Druck gesetzt.
Von den Anschlagen der letzten Jahre wurden nur wenige restlos aufgeklart und die als Reaktion auf diese Vorfalle
angekiindigten Reformvorhaben zur Verbesserung der indischen Sicherheitsarchitektur wurden nicht konsequent
umgesetzt (AA 24.4.2015). Das South Asia Terrorism Portal verzeichnet in einer Aufstellung fir das Jahr 2011 1.073
Todesopfer durch terrorismusrelevante Gewalt, fir das Jahr 2012 803, fiir das Jahr 2013 885, fur das Jahr 2014 976 fir
das Jahr 2015 722 und fur das Jahr 2016 835 [Anmerkung: die angefuhrten Zahlen beinhalten Zivilisten,
Sicherheitskrafte und Terroristen] (SATP 9.1.2017).

Konfliktregionen sind Jammu und Kashmir, die norddstlichen Regionen und der maoistische Gurtel. In Jharkhand und
Bihar setzten sich die Angriffe von maoistischen Rebellen auf Sicherheitskrafte und Infrastruktur fort. In Punjab kam es
bis zuletzt durch gewaltbereite Regierungsgegner immer wieder zu Ermordungen und Bombenanschlagen. Neben den
islamistischen Terroristen tragen die Naxaliten (maoistische Untergrundkdampfer) zur Destabilisierung des Landes bei.
Von Chattisgarh aus kampfen sie in vielen Unionsstaaten (von Bihar im Norden bis Andrah Pradesh im Stden) mit
Waffengewalt gegen staatliche Einrichtungen. Im Nordosten des Landes fuhren zahlreiche Separatistengruppen einen
Kampf gegen die Staatsgewalt und fordern entweder Unabhéangigkeit oder mehr Autonomie (United Liberation Front
Assom, National Liberation Front Tripura, National Socialist Council Nagaland, Manipur People's Liberation Front etc.).
Der gegen Minderheiten wie Moslems und Christen gerichtete Hindu-Radikalismus wird selten von offizieller Seite in
die Kategorie Terror eingestuft, vielmehr als "communal violence" bezeichnet (OB 12.2016).

Gegen militante Gruppierungen, die meist fir die Unabhangigkeit bestimmter Regionen eintreten und/oder radikalen
Auffassungen anhangen, geht die Regierung mit groBer Harte und Konsequenz vor. Sofern solche Gruppen der Gewalt
abschworen, sind in der Regel Verhandlungen Uber ihre Forderungen méglich. Gewaltlose Unabhédngigkeitsgruppen
kdnnen sich politisch frei betatigen (AA 16.8.2016).

Pakistan und Indien

Pakistan erkennt weder den Beitritt Jammu und Kaschmirs zur indischen Union im Jahre 1947 noch die seit dem ersten
Krieg im gleichen Jahr bestehende de-facto-Aufteilung der Region auf beide Staaten an. Indien hingegen vertritt den
Standpunkt, dass die Zugehdrigkeit Jammu und Kaschmirs in seiner Gesamtheit zu Indien nicht zur Disposition steht
(AA 9.2016b). Seit 1947 gab es bereits drei Kriege, davon zwei aufgrund des umstrittenen Kaschmirgebiets.
Friedensgesprache, die 2004 begannen, wurden trotz Spannungen wegen der Kaschmirregion und sich immer wieder
ereignenden schweren Bombenaschlagen bis zu den von Islamisten durchgefiihrten Anschlagen in Mumbai 2008,
fortgesetzt (BBC 27.9.2016).

Indien wirft Pakistan vor, Infiltrationen von Terroristen auf indisches Staatsgebiet zumindest zu dulden, wenn nicht zu



beférdern. GroRere Terroranschldge in Indien in den Jahren 2001 und 2008 und der jlngste terroristische Angriff auf
eine Militdrbasis im indischen Teil Kaschmirs hatten die Spannungen in den bilateralen Beziehungen erheblich
verscharft. Indien reagierte auf den Anschlag, bei dem 18 indische Soldaten ums Leben kamen, mit einer begrenzten
Militaroperation ("surgical strike") im pakistanisch kontrollierten Teil Kaschmirs, die sich nach indischen Angaben gegen
eine bevorstehende terroristische Infiltration richtete. In der Folge kommt es immer wieder zu Schusswechseln
zwischen Truppenteilen Indiens und Pakistans an der Waffenstillstandslinie in Kaschmir. Indien sieht Pakistan in der
Verantwortung fir die terroristischen Bedrohungen an seiner Nordwestgrenze und erhéht den Druck auf den
Nachbarn, um wirksame pakistanische MaBnahmen gegen den Terrorismus zu erreichen (AA 9.2016b). Bei einem
Treffen in New York Ende September 2013 vereinbarten die Premierminister Singh und Sharif lediglich, den
Waffenstillstand kinftig besser einhalten zu wollen (GIZ 11.2016a). Der von 2014-2015 Hoffnung gebende
Dialogprozess zwischen beiden Seiten ist Uber die aktuellen Entwicklungen zum Stillstand gekommen. Noch am
Weihnachtstag 2015 hatte Premierminister Modi seinem pakistanischen Amtskollegen einen Uberraschungsbesuch

abgestattet und damit kurzzeitig Hoffnungen auf eine Entspannung aufkeimen lassen (AA 9.2016b).
Quellen:

AA - Auswartiges Amt (24.4.2015): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien

AA - Auswartiges Amt (9.2016b): Indien - AulRenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_09493FC61FD08185D486477F8D93E1EE/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Indien/Aussenpolitik_node.htm!
Zugriff 5.12.2016

BBC - British Broadcasting Corporation (27.9.2016): India country profile - Overview,
http://www.bbc.co.uk/news/world-south-asia-12557384, Zugriff 5.12.2016

Eurasisches Magazin (24.5.2014): Wohin geht die gréRte Demokratie der Erde?,
http://www.eurasischesmagazin.de/artikel/Indien-nach-den-Wahlen-eine-Analyse/14017, Zugriff 5.12.2016
GIZ - Deutsche Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit GmbH (11.2016a): Indien,
http://liportal.giz.de/indien/geschichte-staat.html, Zugriff 5.12.2016

OB - Osterreichische Botschaft New Delhi (12.2016):

Asyllanderbericht Indien

SATP - South Asia Terrorism Portal (9.1.2017): Data Sheet - India Fatalities: 1994-2016,
http://www.satp.org/satporgtp/countries/india/database/indiafatalities.htm, Zugriff 9.1.2017
Rechtsschutz/Justizwesen

In Indien sind viele Grundrechte und -freiheiten verfassungsmaRig verbrieft und die verfassungsmaRig garantierte
unabhangige indische Justiz bleibt vielmals wichtiger Rechtegarant. Die haufig lange Verfahrensdauer aufgrund
Uberlasteter und unterbesetzter Gerichte sowie verbreitete Korruption, vor allem im Strafverfahren, schranken die
Rechtssicherheit aber deutlich ein (AA 16.8.2016; vgl. auch:

USDOS 13.4.2016). Eine generell diskriminierende Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis lasst sich nicht
feststellen, allerdings sind vor allem die unteren Instanzen nicht frei von Korruption (AA 24.4.2015).



Das Gerichtswesen ist von der Exekutive getrennt (FH 27.1.2016). Das Justizsystem gliedert sich in den Supreme Court,
das Oberstes Gericht mit Sitz in Delhi; das als Verfassungsgericht die Streitigkeiten zwischen Zentralstaat und
Unionsstaaten regelt. Es ist auch Appellationsinstanz fur bestimmte Kategorien von Urteilen wie etwa bei
Todesurteilen. Der High Court bzw. das Obergericht ist in jedem Unionsstaat. Kollegialgericht als Appellationsinstanz
sowohl in Zivil- wie auch in Strafsachen. Er fuhrt auch die Dienst- und Personalaufsicht Gber die Untergerichte des
Staates, um so die Justiz von den Einflissen der Exekutive abzuschirmen. Subordinate Civil and Criminal Courts sind
untergeordnete Gerichtsinstanzen in den Distrikten der jeweiligen Unionsstaaten und in Zivil- und Strafrecht aufgeteilt.
Falle werden durch Einzelrichter entschieden. Richter am District und Sessions Court entscheiden in Personalunion
sowohl Uber zivilrechtliche wie auch strafrechtliche Falle (als District Judge Uber Zivilrechtsfalle, als Sessions Judge Uber
Straffalle). Unterhalb des District Judge gibt es noch den Subordinate Judge, unter diesem den Munsif fur Zivilsachen.
Unter dem Sessions Judge fungiert der 1st Class Judicial Magistrate und, unter diesem der 2nd Class Judicial Magistrate,
jeweils fiir minder schwere Strafsachen (OB 12.2016).

Das Gerichtswesen ist auch weiterhin tberlastet und der Riickstau bei Gericht fuhrt zu langen Verzégerungen oder der
Vorenthaltung von Rechtsprechung. Eine Analyse des Justizministeriums ergab mit 1.8.2015 eine Vakanz von 34% der
Richterstellen an den Obergerichten (USDOS 13.4.2016). Die Regeldauer eines Strafverfahrens (von der Anklage bis
zum Urteil) betragt mehrere Jahre; in einigen Fallen dauern Verfahren bis zu zehn Jahre. Auch der Zeugenschutz ist
mangelhaft. Dies fuhrt dazu, dass Zeugen vor Gericht haufig nicht frei aussagen, da sie bestochen oder bedroht
worden sind (AA 16.8.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016).

Richter zeigten einen betrachtlichen Einsatz in der Bearbeitung von sogenannten "Public Interest Litigation" (Klagen im
offentlichen Interesse). Insbesondere in unteren Ebenen der Justiz ist Korruption weit verbreitet und die meisten
Blrger haben groBe Schwierigkeiten, ihr Recht bei Gericht durchzusetzen. Das System ist ruckstandig und stark
unterbesetzt, was zu langer Untersuchungshaft fur eine groRe Zahl von Verdachtigen fuhrt. Vielen von ihnen bleiben
so langer im Gefangnis, als der eigentliche Strafrahmen ware (FH 27.1.2016). Die Dauer der Untersuchungshaft ist
entsprechend zumeist exzessiv lang. AuBer bei von Todstrafe bedrohten Delikten soll der Haftrichter nach Ablauf der
Halfte der drohenden Héchststrafe eine Haftprifung und eine Freilassung auf Kaution anordnen. Allerdings nimmt der
Betroffene mit einem solchen Antrag in Kauf, dass der Fall Uber lange Zeit gar nicht weiterverfolgt wird. Mittlerweile
sind ca. 70% aller Gefangenen Untersuchungshaftlinge, viele wegen geringfligiger Taten, denen die Mittel fur eine
Kautionsstellung fehlen (AA 16.8.2016).

In der Verfassung verankerte rechtsstaatliche Garantien (z.B. das Recht auf ein faires Verfahren) werden durch eine
Reihe von Sicherheitsgesetzen eingeschrankt. Diese Gesetze wurden nach den Terroranschlagen von Mumbai im
November 2008 verscharft; u.a. wurde die Unschuldsvermutung fir bestimmte Straftatbestande auRer Kraft gesetzt
(AA 16.8.2016).

Die Inhaftierung eines Verdachtigen durch die Polizei ohne Haftbefehl darf nach den allgemeinen Gesetzen nur 24
Stunden dauern. Eine Anklageerhebung soll bei Delikten mit bis zu zehn Jahren Strafandrohung innerhalb von 60, in
Fallen mit hoherer Strafandrohung innerhalb von 90 Tagen erfolgen. Festnahmen erfolgen jedoch haufig aus Griinden
der praventiven Gefahrenabwehr sowie im Rahmen der Sondergesetze zur inneren Sicherheit, z.B. aufgrund des
Gesetzes Uber nationale Sicherheit ("National Security Act", 1956) oder des lokalen Gesetzes Uber &ffentliche Sicherheit
("Jammu and Kashmir Public Safety Act", 1978). Festgenommene Personen kénnen auf Grundlage dieser Gesetze bis zu
einem Jahr ohne Anklage in Praventivhaft gehalten werden. Auch zur Zeugenvernehmung konnen gemal
Strafprozessordnung Personen Uber mehrere Tage festgehalten werden, sofern eine Fluchtgefahr besteht. Falle von
Sippenhaft sind dem Auswartigen Amt nicht bekannt (AA 16.8.2016).

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass unerlaubte Ermittlungsmethoden angewendet werden, insbesondere um
ein Gestandnis zu erlangen. Das gilt insbesondere bei Fallen mit terroristischem oder politischen Hintergrund oder
solchen mit besonderem 6ffentlichem Interesse. Es gibt Falle, in denen Haftlinge misshandelt werden. Hierbei kann die
ethnische oder religiése Zugehérigkeit sowie die politische Uberzeugung des Opfers eine Rolle spielen. Ein im Mai 2016
von der renommierten National Law University Delhi veroffentlichter empirischer Bericht zur Situation der Todesstrafe
in Indien zeichnet ein dusteres Bild des indischen Strafjustizsystems. So haben beispielsweise 80% aller
Todeskandidaten angegeben, in Haft gefoltert worden zu sein (AA 16.8.2016).

Far Angeklagte gilt die Unschuldsvermutung, ausgenommen bei Anwendung des "Unlawful Activities (Prevention)
Amendment Bill und sie haben das Recht, ihren Anwalt frei zu wahlen. Das Strafgesetz sieht 6ffentliche Verhandlungen



vor, auBBer in Verfahren, in denen die Aussagen Staatsgeheimnisse oder die Staatssicherheit betreffen kdnnen. Es gibt
kostenfreie Rechtsberatung fur bedurftige Angeklagte, aber in der Praxis ist der Zugang zu kompetenter Beratung oft
begrenzt (USDOS 13.4.2016). Das Gesetz erlaubt den Angeklagten in den meisten Zivil- und Kriminalféllen den Zugang
zu relevanten Regierungsbeweisen, aber die Regierung behalt sich das Recht vor, Informationen zurlickzuhalten und
tut dies auch in Fallen, die sie fur heikel erachtet. Die Angeklagten haben das Recht, sich dem Anklager zu stellen und
ihre eigenen Zeugen und Beweismittel zu prasentieren, jedoch konnten Angeklagte dieses Recht manchmal aufgrund
des Mangels an ordentlicher Rechtsvertretung nicht austiben. Gerichte sind verpflichtet Urteile &ffentlich zu verkiinden
und es gibt effektive Wege der Berufung auf beinahe allen Ebenen der Justiz. Angeklagte haben das Recht, die Aussage
zu verweigern und sich nicht schuldig zu bekennen (USDOS 13.4.2016).

Gerichtliche Ladungen in strafrechtlichen Angelegenheiten sind im Criminal Procedure Code 1973 (CrPC, Chapter 4,
8861-69), in zivilrechtlichen Angelegenheiten im Code of Civil Procedure 1908/2002 geregelt. Jede Ladung muss
schriftlich, in zweifacher Ausfihrung ausgestellt sein, vom vorsitzenden Richter unterfertigt und mit Gerichtssiegel

versehen sein.

Ladungen werden gemal CrPC prinzipiell durch einen Polizeibeamten oder durch einen Gerichtsbeamten an den
Betroffenen personlich zugestellt. Dieser hat den Erhalt zu bestdtigen. In Abwesenheit kann die Ladung an ein
erwachsenes mannliches Mitglied der Familie Gbergeben werden, welches den Erhalt bestatigt. Falls die Ladung nicht
zugestellt werden kann, wird eine Kopie der Ladung an die Residenz des Geladenen sichtbar angebracht. Danach
entscheidet das Gericht, ob die Ladung rechtmaRig erfolgt ist, oder ob eine neue Ladung erfolgen wird. Eine Kopie der
Ladung kann zusatzlich per Post an die Heim- oder Arbeitsadresse des Betroffenen eingeschrieben geschickt werden.
Falls dem Gericht bekannt wird, dass der Betroffene die Annahme der Ladung verweigert hat, gilt die Ladung dennoch
als zugestellt. Gemafd Code of Civil Procedure kann die Ladung des Gerichtes auch Uber ein gerichtlich genehmigtes
Kurierservice erfolgen (OB 12.2016).

Im landlichen Indien gibt es auch informelle Ratssitzungen, deren Entscheidungen manchmal zu Gewalt gegen
Personen fuhrt, die soziale Regeln brechen - was besonders Frauen und Angehérige unterer Kasten betrifft (FH
27.1.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (24.4.2015): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien

FH - Freedom House (27.1.2016): Freedom in the World 2016 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/327703/468368_de.html, Zugriff 7.12.2016

OB - Osterreichische Botschaft New Delhi (12.2016):

Asyllanderbericht Indien

USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/322482/461959_de.html, Zugriff 6.12.2016

Sicherheitsbehorden

Die indische Polizei (Indian Police Service) ist keine direkte Strafverfolgungs- oder Vollzugsbehorde (BICC 6.2016) und
untersteht den Bundesstaaten (AA 16.8.2016). Sie fungiert vielmehr als Ausbildungs- und Rekrutierungsstelle fur
FUhrungsoffiziere der Polizei in den Bundesstaaten. Im Hinblick auf die foderalen Strukturen ist die Polizei dezentral in
den einzelnen Bundesstaaten organisiert. Die einzelnen Einheiten haben jedoch angesichts eines nationalen
Polizeigesetzes, zahlreichen nationalen Strafrechten und der zentralen Rekrutierungsstelle fur Fuhrungskrafte eine

Reihe von Gemeinsamkeiten. Allgemein ist die Polizei mit der Strafverfolgung, Verbrechenspravention und -



bekampfung sowie Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung betraut und Ubt gleichzeitig eine teilweise Kontrolle
Uber die verschiedenen Geheimdienste aus. Innerhalb der Polizei gibt es eine Kriminalpolizei (Criminal Investigation
Department - CID), in die wiederum eine Sondereinheit (Special Branch) integriert ist. Wahrend erstere mit nationalen
und bundesstaatenubergreifenden Verbrechen betraut ist, hat die Sondereinheit Informationsbeschaffung und
Uberwachung jeglicher subversiver Elemente und Personen zur Aufgabe. In fast allen Bundesstaaten sind spezielle
Polizeieinheiten aufgestellt worden, die sich mit Frauen und Kindern beschaftigen. Kontrolliert wird ein GroRteil der
Strafverfolgungsbehdrden vom Innenministerium (Ministry of Home Affairs) (BICC 6.2016).

Ein Mangel an Vertrauen in die Zuverlassigkeit der Polizei entsteht neben den strukturellen Defiziten auch durch
haufige Berichte Uber Menschenrechtsverletzungen wie Folter, aul3ergerichtliche Tétungen und Drohungen, die
mutmalilich durch die Polizei vertbt wurden (BICC 6.2016; vgl. auch: USDOS 13.4.2016). Die Polizei bleibt weiterhin
Uberlastet, unterbezahlt und politischem Druck ausgesetzt, was in einigen Fallen zu Korruption fuhrt. (USDOS
13.4.2016). Versprochene Polizeireformen verzogerten sich 2015 erneut (HRW 27.1.2016).

Die Effektivitat der Strafverfolgung und der Sicherheitskrafte ist im gesamten Land sehr unterschiedlich ausgepragt.
Wahrend es einerseits Falle von Polizisten/Beamten gibt, die auf allen Ebenen ungestraft handeln, so gab es
andererseits auch Félle, in denen Sicherheitsbeamte fur ihre illegalen Handlungen zur Verantwortung gezogen wurden
(USDOS 13.4.2016).

Das indische Militar ist der zivilen Verwaltung unterstellt und hat in der Vergangenheit wenig Interesse an einer
politischen Rolle gezeigt. Der Oberbefehl obliegt dem Prasidenten. lhrem Selbstverstandnis nach ist die Armee zwar
die "Beschutzerin der Nation", aber nur im militdrischen Sinne (BICC 6.2016). Das Militar kann im Inland eingesetzt
werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit notwendig ist (AA 16.8.2016; vgl. auch: BICC 6.2016),
wie etwa beim Kampf gegen bewaffnete Aufstandische, der Unterstlitzung der Polizei und der paramilitérischen
Einheiten sowie dem Einsatz bei Naturkatastrophen (BICC 6.2016).

Fir den Einsatz von Streitkraften - vor allem von Landstreitkraften - in Unruhegebieten und gegen Terroristen wird als
Rechtsgrundlage der "Armed Forces Special Powers Act" (AFSPA) herangezogen. Der AFSPA gibt den Streitkraften
weitgehende Befugnisse zum Gebrauch tédlicher Gewalt, zu Festnahmen ohne Haftbefehl und Durchsuchungen ohne
Durchsuchungsbefehl. Bei ihren Aktionen genieRen die Handelnden der Streitkréfte weitgehend Immunitat vor
Strafverfolgung. Der AFSPA kommt zur Anwendung, nachdem Regierungen der Bundesstaaten ihre Bundesstaaten
oder nur Teile davon auf der Basis des "Disturbed Areas Act" zu "Unruhegebieten" erkldren. Als Unruhegebiete gelten
zurzeit der Bundesstaat Jammu und Kaschmir und die norddstlichen Bundesstaaten Arunachal Pradesh, Assam,
Meghalaya, Manipur, Mizoram und Nagaland (AA 16.8.2016 vgl. USDOS 25.6.2015).

Die unter anderem auch in den von linksextremistischen Gruppen (sog. Naxaliten) betroffenen Bundesstaaten
Zentralindiens eingesetzten paramilitarischen Einheiten Indiens unterstehen zu weiten Teilen dem Innenministerium
(AA 16.8.2016). Dazu zahlen insbesondere die National Security Guard (Nationale Sicherheitspolizei NSG), aus
Angehdrigen des Heeres und der Polizei zusammengestellte Spezialtruppe fur Personenschutz, auch als "Black Cat"
bekannt, die Rahtriya Rifles, eine Spezialtruppe zum Schutz der Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen bei inneren
Unruhen und zur Bekampfung von bewaffneten Rebellionen, die Central Reserve Police Force (CRPF) - die
Bundesreservepolizei, eine militarisch ausgerustete Polizeitruppe fir Sondereinsatze -, die Border Security Force (BSF -
Bundesgrenzschutz), als gréRte und am besten ausgestattete Miliz zum Schutz der Grenzen zu Pakistan, Bangladesh
und Myanmar. Sie wird aber auch zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung in anderen Landesteilen eingesetzt.
Weiters zahlen die Assam Rifles - zustandig fur Grenzverteidigung im Nordosten-, die Indo-Tibetan Border Force (ITBP)
als Indo-Tibetische Grenzpolizei sowie die Klstenwache, die Railway Protective Force zum Schutz der nationalen
Eisenbahn und die Central Industrial Security Force, zum Werkschutz der Staatsbetriebe dazu (OB 12.2016). Besonders
in Unruhegebieten haben die Sicherheitskrafte zur Bekampfung sezessionistischer und terroristischer Gruppen
weitreichende Befugnisse, die oft exzessiv genutzt werden (AA 16.8.2016).

Die Grenzspezialkrafte ("Special Frontier Force)" unterstehen dem Blro des Premierministers. Die sogenannten
Grenzspezialkrafte sind eine Eliteeinheit, die an sensiblen Abschnitten der Grenze zu China eingesetzt werden. Auch
fir das Handeln der Geheimdienste, das sogenannte Aufklarungsbiiro ("Intelligence Bureau" - Inlandsgeheimdienst)
und den Forschungs- und Analysefligel ("Research and Analysis Wing" - Auslandsgeheimdienst), bestehen gesetzliche
Grundlagen (AA 24.4.2015; vgl. auch USDOS 25.6.2015).

Der "Unlawful Activities (Prevention) Act" (UAPA) wurde verscharft. Die Anderungen beinhalten u.a. eine erweiterte



Terrorismusdefinition und in Fallen mit Bezug zu Terrorismus die Moglichkeit zur Ausweitung der Untersuchungshaft
ohne Anklage von 90 auf 180 Tage und erleichterte Regeln fir den Beweis der Taterschaft eines Angeklagten (die
faktisch einer Beweislastumkehr nahekommen) (AA 24.4.2015).

Quellen:
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Landerinformation Indien,

http://ruestungsexport.info/uploads/pdf/countries/201607/indien.pdf, Zugriff 7.12.2016

HRW - Human Rights Watch (29.1.2015): World Report 2015 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/295494/430526_de.html, Zugriff 21.12.2016

OB - Osterreichische Botschaft New Delhi (12.2016):
Asyllanderbericht Indien

USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - India,
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